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Das Blatt erſcheint nad Be⸗ + + + p Zu beziehen durch alle Roft- 
darf, im allgemeinen monat» 4 anftalten und durch ble 
lich zweimal, zum Preiſe bon Expedition des Blattes 
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Der 


vierteljährlich 2 Goldmark. 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Der Bezugspreis für das Vierteljahr Oktober — Dezember beträgt 2 Goldmark freibleibend. 


teow Berlin, Montag, den 21. Dezember 1925. 25. Jahrgang. 
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Der Gewerbeaſſeſſor Karwath bei dem Gewerbeaufſichtsämtern Köln-Land, Altona, 
Gewerbeaufſichtsamt Berlin⸗Prenzlauer Tor | Berlin-Mitte und Iſerlohn als Hilfsarbeiter 
iſt zum 1. Dezember d. J. nach Breslau überwieſen worden. 
verſetzt und dem Gewerbeaufſichtsamt Breslau⸗ TT HR 
Oft als Hilfsarbeiter überwieſen worden. Der Berufsſchuldirektor Dipl.-Ing. Gagel 

a — — in Arnsberg tft zum Regierungs- und Ge- 

Die Gewerbereferendare Dr. Ing. Eibel werbeſchulrat ernannt worden. Ihm iſt die 
aus Köln, Balk aus Altona, Greg aus planmäßige Stelle eines Regierungs- und 
Berlin und Wieber aus Frankfurt a. M. Gewerbeſchulrats bei der Regierung in 
ſind zu Gewerbeaſſeſſoren ernannt und den Arnsberg verliehen worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 30. November 1925 Nr. lla 5731, 110192, ZB.I —, betr. Zurück⸗ 
ziehung von preußiſchen Stempelzeichen. 

Ich überſende nachſtehende Abſchrift einer Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters 
vom 30. Oktober 1925 — II C. 3261 — zur gefälligen Kenntnis mit dem Erſuchen, ente 
ſprechend zu verfahren. 

Abdrucke zum Dienſtgebrauch und, ſoweit erforderlich, für die nachgeordneten Behörden 
ſind beigefügt. 

J. A.: Römhild. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
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Abſchrift. 


Vf. d. FM. vom 30. Oktober 1995 — II C. 3261 — über die Zurückziehung 
von preußiſchen Stempelzeichen. 


Die bisherigen, auf Goldmark lautenden preußiſchen Stempelzeichen verlieren mit 
Ablauf des 31. Januar 1926 ihre Gültigkeit. Für ungebrauchte Wertzeichen, die ſich in 
Händen der Steuerpflichtigen, Stempelverteiler, Notare uſw. befinden, iſt entweder in bar 
zum Nennwert oder durch Umtauſch gegen Reichsmarkzeichen Erſatz zu leiſten, wenn ein 
entſprechender Antrag bis zum 31. Januar 1926 Bei einem Finanzamt geſtellt wird. 
Nach dem 15. Februar 1926 ſind die zurückgelieferten oder im Beſtande verbliebenen, 
auf Goldmark lautenden Stempelzeichen in Gegenwart von 2 Beamten in üblicher Weiſe 
unter Aufnahme einer Verhandlung zu vernichten und in Abgang zu ſtellen. 

Ich erſuche, die nachgeordneten Dienſtſtellen hiernach ſchleunigſt mit Weiſung zu ver— 
ſehen und für geeignete Bekanntmachung durch Aushang in deren Geſchäftsröumen Sorge 
zu tragen. 


An die Präſidenten der in Preußen belegenen Landesfinanzämter, ferner Braunſchweig, 
Oldenburg und Rudolſtadt. 


P ⁰ A ⁰·-wrr, 8 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 4. Dezember 1925 Nr. IV 16816, betr. Befähigungsnachweis der 
Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen. 

1. Nach den Vorſchriften der §§ 4 bis 10 der Verordnung über den Befähigungs⸗ 
nachweis der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 25. Juli 
1925 (RGB. II S. 714) iſt die Fahrzeit auf gewiſſen Fahrzeugen, ſo vornehmlich auf 
Seeleichtern, auf Luſtfahrzeugen und auf Küſtenfiſchereifahrzeugen nicht oder nur teilweiſe 
anrechnungsfähig. Die Küſtenfiſchereifahrzeuge ſind aus den Fahrtnachweiſen meiſt als 
ſolche zu erkennen, Seeleichter und Luſtfahrzeuge dagegen nicht. Bei Seeleuten, die auf 
dieſen Fahrzeugen angemuſtert geweſen ſind, können daher leicht Irrtümer hinſichtlich der 
Bewertung der Fahrzeit auftreten. Um dies zu vermeiden, haben die Muſterungs— 
behörden bei der Anmuſterung der Beſatzungen von Leichtern und Luſtfahrzeugen in den 
Eintragungen in das Seefahrtbuch hinter dem Namen des Schiffes die Art des Fahr⸗ 
zeuges (Seeleichter, Segelluſtyacht, Dampfluſtyacht, Motorluſtyacht) anzugeben. 

2. Es iſt die Beobachtung gemacht worden, daß die Vordrucke in den Seefahrts⸗ 
büchern nicht immer mit der gehörigen Sorgfalt ausgefüllt werden. 


3. Bei der Erteilung von Auszügen aus den Seefahrtsbüchern haben die Muſterungs⸗ 
behörden nicht nur die Daten der An- und Abmuſterung, fondern auch die Monate und 
Tage der Dienſtzeiten auf den einzelnen Fahrzeugen ſowie die Art der Fahrten (Küſten⸗ 
fahrt, kleine, mittlere oder große Fahrt) anzugeben. 

4. Bis auf weiteres haben die Muſterungsbehörden auch bei der Anmuſterung hinter 
dem Namen des Schiffes in Klammern das Unterſcheidungsſignal des Fahrzeugs hinzu⸗ 
zufügen. 

Sie wollen die Muſterungsbehörden auf die Beachtung dieſer Anordnungen nach— 
drücklich hinweiſen. 


J. A.: Dr. v. Seefeld. 


An a) den Herrn Oberpräſidenten (Waſſerbaudirektion) in Stettin, 


b) den Herrn Regierungspräſidenten in Königsberg, Marienwerder, Schleswig, Stade, 
Aurich, Osnabrück, Lüneburg, Köln, Düſſeldorf. 
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2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Aufhebung der Ausnahmebewilligung für Borſäure in Bad: und Teigwaren. 


Auf Seite 444 des Miniſterialblatts „Volkswohlfahrt“ iſt ein gemeinſamer Rund⸗ 
erlaß vom 14. November 1925 — I M II 3131/25 — des Herrn Miniſters für Volks- 
wohlfahrt und des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe, betr. Aufhebung der 
Ausnahmebewilligung für Borſäure in Bac: und Teigwaren, veröffentlicht, auf den hier⸗ 
durch hingewieſen wird 
IIb 11795. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Bekanntmachung, betr. Ungültigkeitserklärung verlorengegangener Sprengſtoff⸗ 
Erlaubnisſcheine. 


Die von dem Bergrevierbeamten des Bergreviers Hamm für den Betriebsführer 
Gerhard Spangart aus Ibbenbüren unter Nr. 1 des Verzeichniſſes, vom Gewerbe— 
aufſichtsamt in Düſſeldorf für den Sprengunternehmer Karl Tyroff zu Kettwig unter 
Nr. 15 (Muſter B), vom Gewerbeaufſichtsamt in Münſter i. W. für den Schachtmeiſter 
Peter Böcher und den Schloſſer Friedrich Wienke in Münſter i. W. unter Nr. 75 
und 76 (Muſter C), von dem Landrat des Kreiſes Mayen für den Unternehmer Nikolaus 
Junter in Burgbrohl unter Nr. 10 (Muſter B), vom Vorſtand des Gewerbeaufſichtsamts 
zu Düren für den Schießmeiſter Heinrich Lange zu Schöntal bei Langerwehe, von dem 
Bergrevierbeamten für das Bergrevier Süd-Gleiwitz für den Oberſteiger Richard Bresler 
in Zaborze unter Nr. 6 (Muſter B) und von dem Bergrevierbeamten für Görlitz für den 
Abraumaufſeher Otto Krauſe zu Grube Erika unter Nr. 1 ausgeſtellten Sprengſtoff— 
Erlaubnisſcheine ſind verlorengegangen und werden hiermit für ungültig erklärt. 


Berlin, den 20. November 1925. 


Zugleich für den Miniſter des Innern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


J. A.: Gerbaulet. 
111 9909, 1G M.f H. — IL G 1594 M. d. J. 


VVV v 
IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. November 1925 Nr. III 9080, 18 2231, Vb 7. 15. 3537, betr. 
gewölbte Dampfkeſſelböden ohne Verankerung für inneren Überdruck. 


Bei der Durchführung der Abſätze 2 und 3 meines Erlaſſes vom 24. Auguſt d. 38. 
(S Ml. S. 225) haben ſich gewiſſe Schwierigkeiten ergeben. Der Deutſche Dampfkeſſel⸗ 
ausſchuß hat daher in Ergänzung ſeines in Godesberg gefaßten Beſchluſſes, der als Anlage 
meines vorbezeichneten Erlaſſes wiedergegeben iſt, folgende Übergangsbeſtimmungen für 
zunächſt etwa 1 Jahr empfohlen: 
a) Für neu herzuſtellende Böden darf der Wölbungshalbmeſſer nicht größer ſein 
als der innere Manteldurchmeſſer D. 
Als innerer Krempenhalbmeſſer er iſt hierbei zu wählen: 
mindeſtens r = / 10 bei einem Manteldurchmeſſer bis 1000 mm, 
- r= 100mm + E = von 1000 bis 1500 mm, 
=D . - über 1500 mm. 
Hierbei darf k höchſtens gewählt werden mit 5 kg/qmm bei r = D/15 bis 
6,5 kg/ amm bei r = P/ 10. 
b) Vorratsböden, die dieſen Beſtimmungen nicht entſprechen, dürfen nicht verwendet 
werden, es ſei denn, daß ſie warm umgepreßt werden. 


hie 
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c) Bei bereits eingenieteten Böden für demnächſt zu genehmigende Vorratskeſſel 
können unter im übrigen günſtigen Verhältniſſen bis zum 1. Oktober 1926 noch 
Krempenhalbmeſſer zugelaſſen werden, die den vorſtehenden Anforderungen zwar 
nicht ganz entſprechen, aber doch weſentlich größer als die früher vielfach 
verwendeten kleinen Halbmeſſer ſind. 

Ich erſuche, hiernach während der Übergangszeit zu verfahren. 


Ferner hat der Deutſche Dampfkeſſelausſchuß empfohlen, für die Berechnung der 
auton’ Böden die beifolgende Kurve zu benutzen. 


Die Anlage zum Schreiben des Herrn Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung vom 
25. Juli 1925 — mitgeteilt durch Erlaß vom 24. Auguſt 1925 (HMBl. S. 225) iſt in 


ihrem vorletzten Satze wie folgt zu berichtigen: 
„Hierin ſind zu wählen: 
für Flußeiſen K nach Abſchnitt III, jedoch nicht über 47 kg / amm, 
ee K = 22kg/qmm, fofern die Dampftemperatur 200°C nicht über- 
reitet; 


al 


(Zuſatz für die Aufſichtsbehörden her Dampfkeſſelüberwachungsvereine)! 


Sie wollen die Dampfkeſſelüberwachungsvereine anweiſen, alsbald eine Liſte aller in 
den Belrteben ihres Bezirks vorhandenen Vorratskeſſel für inneren Überdruck mit gewölbten 
Böden, deren Krempenhalbmeſſer kleiner als D/10 ſind, aufzuſtellen und mir durch Ihre 
Hand bis zum 15. Dezember d. Is. vorzulegen. Dabei iſt für jeden Boden das Verhältnis 
des inneren Krempenhalbmeſſers zum Manteldurchmeſſer anzugeben. 


Abdrucke dieſes Erlaſſes für 

bei a: die Oberregierungs⸗ und «getverberáte, die Regierungs- und Gewerberäte und 
die Gewerberäte, (ferner für die Regierungspräſidenten in Königsberg, Stettin, 
Schleswig und Aurich:), ſowie die Vorſtände der Maſchinenbauämter, (für den 
Regierungspräſidenten in Potsdam:) ſowie die Verwaltung der Märkiſchen 
Waſſerſtraßen, (für den Polzeipräſidenten in Berlin:) ſowie die Verwaltung der 
Berliner Waſſerſtraßen, 

bei b: die Bergrevierbeamten, 

bei e: die mit der Dampfkeſſelaufſicht beauftragten höheren maſchinentechniſchen Bau- 
beamten, 

bei e: die Mitgliedsvereine 


ſind in der erforderlichen Anzahl beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An a) die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und 
den Herrn Verbandspräfidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in 
Eſſen (Ruhr), 

b) die Oberbergämter, 

c) die Herren Oberpräſidenten in Breslau (Oder⸗Strombauverwaltung), in Magdeburg 
(Elb. Strombauverwaltung), in Hannover (Waſſerſtraßendirektion), in Münſter i. W. 
(Waſſerbaudirektion), in Königsberg (Waſſerbaudirektion), in Koblenz (Rhein— 
Strombauverwaltung), in Stettin (Waſſerbaudirektion) und den Herrn Regierungs- 
präſidenten in Düſſeldorf für die Verwaltung der Duisburg⸗Ruhrorter Häfen zur 
Verſtändigung der mit der Dampfkeſſelaufſicht betrauten höheren maſchinentechniſchen 
Baubeamten, 

d) die Reichs bahndirektionen (Kleinbahnaufſicht) in Preußen-Heſſen, 

e) den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in 
Wernigerode a. H., Harburgſtraße 4, zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine. 
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Abdruck überſende ich zur gefälligen Kenntnis. 
J. A.: von Meyeren. 


An a) den Herrn Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung hier NW 40, 
b) den Deutſchen Dampfkeſſelausſchuß hier NW 7, Sommerſtraße 4a, 
c) die Vereinigung der Deutſchen Dampfkeſſel- und Apparate⸗Induſtrie e. V. in 
Düſſeldorf, Sternſtraße 38, 
d) die Vereinigung der Großkeſſelbeſitzer in Berlin⸗Charlottenburg, Lohmeyerſtraße 25, 
e) den Verein Deutſcher Eiſenhüttenleute in Düſſeldorf, 
f) das Reichsverkehrsminiſterium, 
g) das Reichswehrminiſterium, Chef der Marineleitung, 
h) das Reichswehrminiſterium (Heer), 
i) den Herrn Reichspoſtminiſter, 
k) den Herrn Reichsfinanzminiſter, 
1) den Herrn Präſidenten des Reichskanalamts in Kiel, 
m) die Leitung des Reichswaſſerſchutzes Berlin NW 40, Moltkeſtraße 5. 


Anlage. 
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Ausrüſtung und überwachung dampfgeheizter Warmwaſſerbereiter. 
Berichtigung. 


Im Runderlaß vom 22. Mai d. J. (HM Bl. S. 133), betr. Ausrüſtung und Über⸗ 
wachung dampfgeheizter Warmwaſſerbereiter, muß es in Ziff. IIb vorletzte Zeile ſtatt 
„30 kg/ qem“ heißen „30 kg / amm“. 


2. Handwerksangelegenheiten. 
Innungsausſchuß in Rheydt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 30. November 1925 
— IV 16741 — dem Innungsausſchuß der vereinigten Innungen zu Rheydt gemäß § 101 
Abſ. 3 GO. die Fähigkeit verliehen, unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlich⸗ 
keiten einzugehen, vor Gericht zu klagen und verklagt zu werden. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 24. November 1925 Nr. III 10 167, betr. Hausarbeiter und 
Fürſorgebedürftigkeit. 


Nachſtehend überſende ich Abdruck eines Erlaſſes des Herrn Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt vom 8. November d. Is. III E 3266,25 —, betreffend Fürſorge und Hein 
arbeit, zur Kenntnisnahme und Verſtändigung der Gewerbeaufſichtsbeamten. 

Wenn auch in einer Reihe von Gewerbezweigen eine weſentliche Beſſerung der Lohn⸗ 
verhältniſſe der Hausarbeiter eingetreten iſt, ſo werden verſchiedentlich doch noch ſo niedrige 
Löhne gezahlt, daß Hausarbeiter die öffentliche Fürſorge in Anſpruch nehmen müſſen, 
weil fie trotz angeſtrengter Arbeit ihren Lebensunterhalt nicht verdienen können. Zur 
Beſeitigung dieſes ſchwerſten Mißſtandes in der Hausarbeit und zur Entlaſtung der Fürſorge— 
verbände erſcheint eine rege Zuſammenarbeit der Gewerbeaufſichtsbeamten und Bezirks. 
fürſorgeverbände erforderlich. 

Die Gewerbeaufſichtsbeamten werden daher erſucht, in den ihnen durch die Bezirks- 
fürſorgeverbände mitgeteilten Fällen eine Prüfung der Löhne der Hausarbeiter vorzu- 
nehmen. Beim Vorliegen unzulänglicher Entgelte ſollen ſie — ſoweit Fachausſchüſſe vor⸗ 
handen ſind — eine günſtigere Lohnregelung anregen, oder dort — wo Fachausſchüſſe 
fehlen — der vorgeſetzten Behörde über die Notwendigkeit der Errichtung weiterer Fach⸗ 
ausſchüſſe berichten. Wenn durch Beſchluß eines Fachausſchuſſes tarifvertragliche Beſtimmungen 
über Entgelte als allgemeinverbindlich genehmigt oder Mindeſtentgelte feſtgeſetzt worden 
find, fo follen die Gewerbeaufſichtsbeamten auf die Zahlung dieſer Entgelte achten und 
von einer Unterſchreitung der Lohnſätze den Fachausſchuß in Kenntnis ſetzen. 

Da unzulängliche Löhne in der Hausarbeit in vielen Fällen zu geſetzwidriger und 
geſundheitsſchädlicher Kinderarbeit geführt haben, ſo erſcheint es ferner notwendig, daß die 
Gewerbeaufſichtsbeamten bei der Überwachung der Durchführung des Kinderſchutzgeſetzes 
vom 30. März 1903/31. Juli 1925 ebenfalls in eine Prüfung der Löhne der in der Haus⸗ 
arbeit tätigen Eltern oder ſonſtigen unterhaltspflichtigen Angehörigen der gewerblich 
tätigen Kinder eintreten und beim Vorliegen unzulänglicher Entgelte nach Abſ. 3 dieſes 
Erlaſſes verfahren. 

Für den Oberregierungs⸗ und -gewerberat, den Regierungs- und Gewerberat ſowie 
für jedes Gewerbeaufſichtsamt iſt ein Abdruck des Erlaſſes beigefügt. 


J. A.: Simon. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin 
und zur Kenntnisnahme 
an die Herren Oberpräſidenten. 
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Abſchrift. 


Der Preußiſche 
Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Betrifft: Fürſorge und Heimarbeit. 


Das Hausarbeitgeſetz vom 20. Dezember 1911 (neue Faſſung vom 30. Juni 1992 
— Reichsgeſetzbl. 1 S. 472) verfolgt durch Einwirkung auf die Arbeitsbedingungen das 
Ziel, dem Heimarbeiter die Beſchaffung des wichtigſten Lebensbedarfs durch eigene Arbeit 
u ſichern. 
Die Erreichung dieſes Zieles würde eine erhebliche Entlaſtung für die Fürſorge⸗ 
verbände bedeuten, denn bei unzulänglichem Arbeitsentgelt wird häufig die öffentliche 
Fürſorge in Anſpruch genommen. PA y 

Die Bezirksfürſorgeverbände werden daher zweckmäßig, wenn ihnen bei der Ent⸗ 
ſcheidung über Unterſtützungsanträge von Hausarbeitern (Heimarbeitern) und deren unter⸗ 
haltsberechtigten Angehörigen die Arbeitsvergütungen unzulänglich erſcheinen, den zuſtändigen 
Gewerbeaufſichtsbeamten verftändigen, damit diefer von den nach dem Hausarbeitgeſetz 
beſtehenden Möglichkeiten zur Beſſerung der Lohnbedingungen Gebrauch machen kann. 

Abdrucke für die Bezirksfürſorgeverbände ſind beigefügt. 


III E 3266/25. J. V.: gez. Scheidt. 


1. An die Herren Regierungspräſidenten (für Berlin den Herrn Oberpräſidenten) 
2. An die Herren Oberpräſidenten. 
Zu 2: Abſchrift überſende ich zur gefl. Kenntnis. 
CC wo en — — 
V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Berlin W 66, den 8. November 1925. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 28. November 1925 Nr. IV 15613, betr. Zuſatzausbildung für 
Gewerbelehrerinnen. 

Ich beſtimme, daß den Gewerbelehrerinnen, die an einem Zuſatzlehrgang zwecks 
Erweiterung ihrer Ausbildung teilnehmen, über die am Schluſſe dieſes Lehrganges ab- 
geleiſtete Prüfung ein Zeugnis nach beifolgendem Muſter erteilt wird. Für die Zuſatz⸗ 
ausbildung iſt dieſen Lehrerinnen die Anſtellungsfähigkeit unter Beachtung der Vorſchriften 
des Erlaſſes vom 31. Juli 1922 — IV 9873 — (HM Bl. S. 168) zuzuerkennen. 

a OL Dan: 


An den Herrn Regierungsprafidenten in N. 


Zeugnis. 
nn è , . A 
geboren im — 8 A A E. A 
Kreis N ine iſt auf Grund der Beſtimmungen des 


Der Prüfungsausſchuß. 
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Erl. d. M. f. H. vom 25. November 1925 Nr. IV 14 564, betr. Ausbildung ſchulentlaſſener 
Mädchen durch Privatperſonen in er Putz und dergl. für Zwecke des eigenen 
Bedarfs. 


Auf Grund der mir auf die Rundfrage vom 15. Januar d. Is. — IV 622 — zu⸗ 
gegangenen Außerungen halte ich es für erwünſcht, daß ſchulentlaſſene Mädchen, die auf 
dem Gebiete der Schneiderei, Putzmacherei und dergleichen für Zwecke des eigenen Bedarfs 
Kenntniſſe und Fertigkeiten erwerben wollen, als Schülerinnen nur dann von Meiſterinnen 
angenommen werden dürfen, wenn in den Werkſtätten der letzteren keine Lehrlinge gehalten 
werden. Ausnahmen hiervon können zugelaſſen werden, wenn ſich beſondere Härten ergeben 


würden und die Handwerkskammer ſich einverſtanden erklärt. 

Gleichzeitig ordne ich an, daß in Fällen der hier fraglichen Art fortan in die Er- 
laubnisurkunden für gewerbliche Privatſchulen und Lehrgänge (vgl. Erlaß vom 1. Mai 1917 
— IV 2657 — OMB. S. 159 —) folgende Vorbehalte aufzunehmen find: 

a) der Unterricht darf ſich nur auf die Unterweiſung der Schülerinnen bei der 
Herſtellung oder Umarbeitung ihrer eigenen Kleider oder der ihrer Familien- 
angehörigen erſtrecken, 

b) den Schülerinnen iſt bei der Aufnahme zu eröffnen, daß die Zeit der Teilnahme 
an dem Lehrgang nicht auf eine etwaige ſpätere Lehrzeit angerechnet wird. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und das 
Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III in Berlin-Lichterfelde ſowie die Herren Ober: 
präſidenten in Charlottenburg und Königsberg i. Pr. 


= —_ _ ̃ñ —-——U— — —ñ—ũ 
VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſoſern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Das Handbuch der Preußiſchen Unterrichtsverwaltung, Jahrgang 1925, iſt 
im Verlage der Weidmannſchen Buchhandlung in Berlin SW 68, Zimmerſtraße 94, 
erſchienen. Der Vorzugspreis für die Bezieher des Zentralblattes für die geſamte Unter— 
richtsverwaltung beträgt 1 RM. 
Im Verlage von Quelle & Meyer, Leipzig, ſind erſchienen: 
Helden der Arbeit. Lebensbilder großer Männer des deutſchen 
Wirtſchaſtslebens. Von Hermann Schöler. 4. Aufl. Preis in Leinen- 
band 12 M. 
Von Machiavelli bis Lenin. Neuzeitliche Staats- und Geſellſchafts⸗ 
theorien. Von Prof. Dr. K. Vorländer. Preis in Leinenband 10 fh 
Politik. Von Prof. Dr. Stier-Somlo. 6. Aufl. 
Die Verkehrslage Deutſchlands. Von Dr. A. Gildemeiſter und 
Wege zur Kapitalneubildung in Deutſchland. Von Staats 
ſekretär a. D. Prof. Pr. A. Müller. (Heft 2 und 3 der Weltpirtſchaftlichen 
Geſellſchaft zu Münſter i. W.) 


Die Verfaſſung und Verwaltung in Preußen und im Deutſchen Reich. Eine 
ſyſtematiſche Darſtellung des geltenden Rechtszuſtandes. Von W. v. Lympius. Carl 
Heymanns Verlag, Berlin. Preis geb. 14 . a 


Nachtrag und Deckblätter zu Hahn: Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei— 
treibung von Geldbeträgen, Handbuch der Verwaltungsgebühren und Gebührentarif fir 
das Mahn- und Zwangsverfahren nach AO. Verlag von Max Galle, Berlin 17. 

Techniſche Vorſchriften für Bauleiſtungen. Aufgeſtellt im Rahmen der 
Deutſchen Induſtrie. — Normen vom Reichsverdingungsausſchuß. Beuth⸗Verlag G. m. b. H., 
Berlin SW 19. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin WS. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Berlin W. 8. 


